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Judikatur

VwGH zur gesellschaftsrechtlichen Gesamtrechtsnachfolge1)

Unter Bezugnahme auf seine Vorjudikatur hat der VwGH in sei-
ner E v 22. 3. 2012 zur Frage der gesellschaftsrechtlichen Gesamt-
rechtsnachfolge in persönliche öffentlich-rechtliche Verpflich-
tungen Stellung genommen. Ohne von seiner bisherigen Rspr ab-
zugehen, hat er – im Fall im Bezug auf Instandsetzungsarbeiten
nach § 138 WRG – den Übergang solcher Pflichten durch gesell-
schaftsrechtliche Gesamtrechtsnachfolge erneut anerkannt.

Anleitung zu mehr Genauigkeit!
Mit Erk v 26. 4. 2012 hat der VwGH einen UVP-Bescheid betref-
fend eine bgld Abfallbehandlungsanlage aus formalen Gründen
aufgehoben. In der Sache selbst sind Einwendungen einer unga-
rischen Gebietskörperschaft in der ersten Instanz zurückgewiesen
worden, der in zweiter Instanz angerufene US hat die Berufung
teilweise als unbegründet ab-, teilweise als unzulässig zurückge-
wiesen. Laut VwGH wurde die Gebietskörperschaft genau da-
durch in ihren Parteirechten beschnitten, da ihr aufgrund des
erstinstanzlichen Bescheids nicht zugemutet werden konnte, das
Risiko einer auf inhaltliche Aspekte eingehenden Berufung mit
dem damit verbundenen Aufwand (zB für Gutachten) auf sich
zu nehmen, wenn der erstinstanzliche Bescheid eine Zurückwei-
sung ausspricht und eine Umdeutung nicht möglich ist. Richti-
gerweise hätte der US den erstinstanzlichen Bescheid wegen
Rechtswidrigkeit aufheben müssen.2)

Klarstellungen zu öffentlichen Interessen im Naturschutz3)

Erfreulicherweise hat der VwGH unter Bezugnahme auf seine
Vorjudikatur mit E v 21. 5. 2012 klargestellt, dass Tourismus
und Regionalwirtschaft als qualifizierte öffentliche Interessen
(im konkreten Anlassfall iSd § 3a Sbg NSchG) anzusehen und
bei der naturschutzrechtlichen Interessenabwägung zu berück-
sichtigen sind. Dies selbst dann, wenn sich die dem konkreten
Naturschutzverfahren unterliegende Maßnahme nur als ein
„Puzzlestein“ eines Gesamtkonzepts, bestehend aus unterschied-
lichsten gemeinde-/wirtschafts-/planungsgesteuerten Maßnah-
men, darstellt. Wenn das konkrete Vorhaben noch unmittelbar
zur Verwirklichung dieses im öffentlichen Interesse gelegenen
Gesamtkonzepts beiträgt, liegen die Voraussetzungen für die In-
anspruchnahme der Ausnahmebewilligung des Sbg NSchG vor.

Emissionshandel: Es ist ausgestritten!4)

Nunmehr sind die wesentlichsten Rechtsfragen einer höchstge-
richtlichen Klärung zugeführt worden: Nachdem der VfGH mit
E v 5. 3. 2010 (G 234/09) und 23. 9. 2010 (B 262/08) unter Beru-
fung auf den „umweltpolitischen Gestaltungsspielraum“ das EZG
und die ZuteilungsV als verfassungskonform angesehen hat,
konnte es sich der VwGH in einer Vielzahl an Beschwerden gegen
die konkreten Zuteilungsbescheide leicht machen. Die Begrün-
dung der weitgehend gleichlautenden E beschränkt sich im We-
sentlichen darauf festzustellen, dass sich die individuelle gerichtli-
che Kontrolle der Zuteilungsbescheide darin erschöpft zu über-
prüfen, ob der BMLFUW die in der ZuteilungsV enthaltenen Zer-
tifikatsmengen richtig in die Zuteilungsbescheide übernimmt. Die
ZuteilungsV selbst sei hingegen ein Planungsakt, der sich einem
individuellen Rechtsschutz weitgehend entzieht. Inwiefern dieser

Abschluss Rückschlüsse auf die geänderten Zuteilungsmodalitä-
ten für die nächste Handelsperiode hat, bleibt abzuwarten.

Legistik
UVP-G-Novelle5)

Mit der beeindruckend kurzen Begutachtungsfrist von einer Wo-
che ist am 6. 6. 2012 ein ME für eine Nov zum UVP-G 2000 und
dem LFG veröffentlicht worden. Für das UVP-Verfahren sollen
die Möglichkeit einer freiwilligen UVP anstelle einer Einzelfall-
prüfung und Anfechtungsrechte für NGO im Feststellungsverfah-
ren geschaffen sowie die Verfahrenskonzentration im 3. Ab-
schnitt intensiviert werden. Auch das Fracking soll der UVP-
Pflicht unterworfen werden. Im LFG werden weitere Entei-
gnungsmöglichkeiten vorgesehen.

Neue Energieeffizienz-RL6)

Die europäischen Gesetzgebungsorgane haben sich auf eine neue
Energieeffizienz-RL geeinigt. Nach wie vor müssen Energiever-
sorger ab 2014 sicherstellen, dass pro Jahr 1,5% des jährlichen
Energieabsatzes bei den Endkunden eingespart wird, MS und
Wirtschaft können nun ua auch bereits getroffene Maßnahmen
(early actions) zu 25% berücksichtigen.

7. EU-Umweltaktionsprogramm verabschiedet7)

Immer mit dem Fokus auf die 20-20-20-Ziele ist das 7. EU-UAP
verabschiedet worden. Schwerpunkt ist die bessere Umsetzung
der EU-Umweltpolitik durch Intensivierung des Informations-
austauschs und Verbesserung der Überwachungsregelungen.
Nach Einigung auf ministerialer Ebene wird ein Vorschlag der
EK für Jahresende erwartet.

Weiteres
Beihilfen für stromintensive Industrie8)

Rechtzeitig für die dritte Emissionshandelsperiode hat die EK
festgelegt, dass ein über die nächsten Jahre degressiver Prozent-
satz der Kostensteigerung von effizienten Unternehmen in strom-
intensiven Industriebranchen durch nationale Zuwendungen un-
terstützt werden kann, und dass dies mit dem unionsrechtlichen
Beihilfenverbot vereinbar ist.

Umweltrechtsblog.at
Univ.-Prof. Dr. Nicolas Raschauer und RA
Dr. Peter Sander betreiben gemeinsam mit dem
ÖWAV das Projekt www.umweltrechtsblog.at;
einen Weblog, der Entwicklungen und Erkennt-
nisse tagesaktuell einer breiten Öffentlichkeit zu-

kommen lässt. Autoren aus dem universitären Bereich wie auch
aus der Praxis schreiben juristische und rechtspolitische Kurzbei-
träge zum Umweltrecht.
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8) Umweltrechtsblog.at v 27. 5. 2012 (Raschauer).
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